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Über DIN 
Das Deutsche Institut für Normung e. V. (DIN) ist die unabhängige 
Plattform für Normung und Standardisierung in Deutschland und 
weltweit. Gemeinsam mit Wirtschaft, Wissenschaft, öffentlicher 
Hand und Zivilgesellschaft trägt DIN wesentlich dazu bei, 
Zukunftsfelder zu erschließen. Als Mitgestalter des digitalen und 
grünen Wandels leistet DIN einen wichtigen Beitrag bei der Lösung 
der aktuellen Herausforderungen und ermöglicht, dass sich neue 
Technologien, Produkte und Verfahren am Markt und in der 
Gesellschaft etablieren. Rund 36.000 Experten aus Wirtschaft und 
Forschung, von Verbraucherseite und der öffentlichen Hand bringen 
ihr Fachwissen in den Normungsprozess ein, den DIN als 
privatwirtschaftlich organisierter Projektmanager steuert. Die 
Ergebnisse sind marktgerechte Normen und Standards, die den 
weltweiten Handel fördern und der Rationalisierung, der 
Qualitätssicherung, dem Schutz der Gesellschaft und Umwelt sowie 
der Sicherheit und Verständigung dienen. Weitere Informationen 
unter www.din.de. 
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Das Deutsche Institut für Normung (DIN) dankt dem Bundesministerium für Digitales und Verkehr (BMDV) für die 
Gelegenheit zur Stellungnahme zum Referentenentwurf zur „Neufassung der Straßenverkehrs-Zulassungs-Verordnung 
(StVZO) und zur Änderung weiterer Vorschriften“ im Rahmen der Verbändekonsultation.  

Wir begrüßen den hohen Stellenwert der Normung im Referentenentwurf und haben hierzu folgende Anmerkungen und 
Hinweise:  

 

- Allgemein 
 
Der DIN Normenausschuss NA 176-06-07 AA „Kraftfahrzeuge zur Beförderung mobilitätsbehinderter Personen“ 
weist darauf hin, dass ebenfalls DIN 75078-1: Kraftfahrzeuge zur Beförderung mobilitätsbehinderter 
Personen (KMP) - Begriffe, Anforderungen, Prüfung - Teil 1: Fahrzeugeigenschaften und Ausstattungen 
in die Überarbeitung aufgenommen werden sollte, da diese im Zusammenhang mit der bereits zitierten DIN 
75078-2 zu sehen ist und einen konkreten Maßstab für die Ausstattung von Kraftfahrzeugen zur Beförderung 
mobilitätsbehinderter Personen (KMP) bildet.  
 
 

- Formulierungsvorschlag zu § 30 Abs. 2 
 
„Das nach Absatz 1 mitzuführende Erste-Hilfe-Material muss nach Art, Mindestmenge und Beschaffenheit 
mindestens dem Inhalt eines Verbandkastens laut aktuell gültiger Norm DIN 13164 oder der direkt davor 
gültigen Fassung, Februar 2022 entsprechen.“ 
 
Begründung 
Die aktuell gültige Formulierung in der StVZO referenziert auf die bisherige und davor gültige Norm. Der DIN 
Arbeitsausschuss NA 176-04-08 AA „Verbandmittel und Behältnisse“ weist darauf hin, dass die Einschränkung 
auf Ausgabedaten bei Normen nicht zielführend ist. Diese Einschränkung führt dazu, dass die jeweilig gültige 
Fassung der StVZO bei jeder Änderung von Normen revidiert werden müsste. Aus diesem Grund schlagen wir 
eine offene und allgemein gültige Formulierung vor, um den Übergang zwischen Normenversionen reibungslos 
gestalten zu können. 
 
Wir weisen zudem darauf hin, dass die Bezeichnung „Normblatt“ für DIN-Normen veraltet ist. 

 
 

- Formulierungsvorschlag zu § 30 Abs. 3 
 
„Das Erste-Hilfe-Material muss 
1. stets einsatzbereit sein, Haltbarkeitsdaten des Erste-Hilfe-Materials sind zu beachten. 
2. in einem Behältnis so verpackt sein, dass der Inhalt vor Staub und Feuchtigkeit sowie vor Kraft- und 

Schmierstoffen ausreichend geschützt ist. Es ist leicht zugänglich so zu verstauen, dass es vor 
vermeidbaren Temperatureinflüssen geschützt ist, …“ 
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Begründung 
Wir schlagen einen Tausch der zwei Unterpunkte vor, um die Wichtigkeit zu betonen. 
Wir weisen darüber hinaus darauf hin, dass die Temperaturbeständigkeit des Erste-Hilfe Materials im Zuge der 
Erarbeitung des Normenblatts behandelt und entsprechend durch das Ausweisen von Haltbarkeitsdaten (nach 
entsprechenden Stabilitätstests) abgedeckt wird. 

 

- Zu § 31 Abs. 2 
 
„Warnwesten müssen der Norm DIN EN ISO 20471:2017 in der jeweils gültigen Version oder der 
Vorgängerversion entsprechen.“ 
 
Begründung 
Siehe auch obigen Formulierungsvorschlag zu § 30 Abs. 2. Zu den dort bereits aufgeführten Argumenten 
möchten wir zudem betonen, dass aktuell noch Millionen von Warnwesten nach der DIN EN 20471:2013 + 
A1:2016 und der Vorgängerversionen in Kraftfahrzeugen mitgeführt werden. Bei der neuen Normenversion 
handelt es sich um eine informative Änderung, und nicht um eine inhaltliche, normative. Darüber hinaus ist für 
das rechtmäßige Inverkehrbringen von Warnwesten immer eine Baumusterprüfung mit anschließender 
Zertifikatsausstellung notwendig. Diese Zertifikate haben eine mehrjährige Laufzeit. Somit könnte u. a. aus 
Nachhaltigkeitsaspekten ein vorzeitiger Austausch vermieden werden. 
 
 

- Zu §31, (3), 1. bis 3. 
 
Der DIN Normenausschuss NA 176-06-07 AA „Kraftfahrzeuge zur Beförderung mobilitätsbehinderter Personen“ 
weist darauf hin, dass Kraftfahrzeuge zur Beförderung mobilitätsbehinderter Personen (KMP), insbesondere 
Kleinbusse, bis zu 9 anstatt 8 Sitzplätze haben können (8+Fahrersitzplatz). Nach der derzeitigen Formulierung 
benötigten diese nur eine Warnweste und kein Warndreieck. Wir empfehlen die Prüfung und Änderung der 
Formulierung in „8 Sitzplätze + Fahrersitzplatz“.  
 
 

- Zu § 41 (1) 
 
Die DIN-Norm 75078-2:2015-04 ist veraltet und wurde seitdem mehrfach an den neusten Stand der Technik 
angepasst. Die aktuelle Ausgabe datiert von 2021-03. Auch hier schlagen wir eine offene und allgemein gültige 
Formulierung vor, um den Übergang zwischen Normenversionen reibungslos gestalten zu können. 
 
„Jeder Rollstuhlstellplatz, der nicht anstelle des Sitzplatzes für Fahrzeugführende angeordnet ist, muss mit 
einem Rollstuhl-Rückhaltesystem und einem Rollstuhlnutzer-Rückhaltesystem ausgerüstet sein, die den in 
Anhang II Teil III Anlage 3 Nummern A4 und A5 der Verordnung (EU) 2018/858 genannten Bestimmungen 
entsprechen. Abweichend von Satz 1 können Rollstuhl-Rückhaltesysteme und Rollstuhlnutzer-
Rückhaltesysteme verwendet werden, die der Norm DIN 75078-2 in der jeweils gültigen Fassung 
entsprechen.“ 
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- Zu § 41 (2) 
 
Bitte um Überprüfung des Querverweises auf Anhang II Teil III Anlage 3 Nummern A4 und A5 der Verordnung 
(EU) 2018/858:  
Die relevanten Informationen sind wie bisher unterhalb der Tabelle angeordnet („Zusätzliche Anforderungen für 
die Prüfung des Rollstuhl- und Insassen-Rückhaltesystems“). In der Tabelle gibt es „4A“ und „5A“ welche sich 
aber auf die Anbringung von hinteren Kennzeichen und Lenkanlagen beziehen. Das passt nicht zum 
Rollstuhlstellplatz bzw. zum §41. Die angegebenen Nummern „A4“ und „A5“ gib es in der Verordnung 2018/858 
nicht. 
 
 

- Zu § 56 
 
In diesem oder anderem Wortlaut sollte hinzugefügt werden:  
 
“Für vorgeschriebene oder für zulässig erklärte Warnanstriche, Warnschilder und dergleichen an 
Kraftfahrzeugen und Anhängern dürfen Leuchtstoffe und rückstrahlende Mittel verwendet werden.“ 

 

- Zu § 58 (3) 1. 
 
Die Bezeichnung „Normblatt“ für DIN-Normen ist veraltet. Außerdem bitten darum, für datierte Verweisungen 
auf DIN-Normen durchgehend die Schreibweise DIN nnnn:jjjj-mm zu verwenden. Im konkreten Fall bitten wir 
also um folgende Änderung: 
 
„Fahrzeuge, die dem Bau, der Unterhaltung oder Reinigung von Straßen oder von Anlagen im Straßenraum 
oder die der Müllabfuhr dienen und durch rot-weiße Warnmarkierungen als Sicherheitskennzeichnung, die der 
Norm DIN 30710:1990-03 oder ECE-R 104/150 Kl. F oder ECE-R 70/150 Kl. 5 entsprechen müssen, 
gekennzeichnet sind.“ 
 
 

- Zu §58, Absatz 3 
 
„(3) Mit einer oder, wenn die horizontale und vertikale Sichtbarkeit (geometrische Sichtbarkeit) es für die 
Rundumwirkung erfordert, mehreren Warnleuchten für gelbes Blinklicht dürfen ausgerüstet sein: …“ 
 
 
Begründung 
Die Änderungen, die für Warnleuchten für blaues Blinklicht im Absatz (1) eingeführt wurden, sollten nach Ansicht 
des DIN-Normenausschusses NA 051-03-01-06 AK „Fahrzeug-Kennzeichnung“ auch für Warnleuchten für 
gelbes Blinklicht im Absatz (3) übernommen werden.  
Hintergrund: Der Begriff „Rundumlicht“ wird immer als rotierende Warnleuchte interpretiert. Wenn der Wortlaut 
aus Absatz (1) auch für gelbes Warnlicht verwenden würde, könnten in Zukunft auch andere Leuchten, z. B. 
gelbe Eckleuchten nach der europäischen Richtlinie für Kennleuchten ECE-R65 möglich werden.  
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- Zu §58, Absatz 3 und Absatz 4 
 
Die Heckwarneinrichtung und Frontblitzer sollten nach Ansicht des DIN-Normenausschusses NA 051-03-01-06 
AK „Fahrzeug-Kennzeichnung“ auch in Verbindung mit Warnleuchten für gelbes Blinklicht erlaubt werden. Dies 
gilt insbesondere der Absicherung von Gerät und Personal, aber bspw. im Bereich des Winterdienstes auch der 
Warnung der entgegenkommenden & voranfahrenden Fahrzeuge.  
 
Daher schlagen wir vor, in Absatz 3 und Absatz 4 jeweils neue Texte einzufügen:  
 
Einfügen in §58, (3) nach Satz 1, Nummer 5:  
„Je ein Paar Warnleuchten für gelbes Blinklicht mit einer Hauptabstrahlrichtung nach vorne oder nach hinten 
sind an Kraftfahrzeugen nach Satz 1, Nummer 1 zulässig, jedoch nur in Verbindung mit Warnleuchten für gelbes 
Blinklicht.“ 
 
Darüber hinaus sollte in §58, (4), nach Nummer 7 eine neue Nummer hinzugefügt werden: 
„8. Kraftfahrzeuge nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 dürfen zusätzlich zu Warnleuchten für gelbes Blinklicht und 
Warnleuchten für gelbes Blinklicht mit einer Hauptabstrahlrichtung nach vorne mit einem Heckwarnsystem 
bestehend aus höchstens drei Paar horizontal nach hinten wirkenden Leuchten für gelbes Blinklicht ausgerüstet 
sein. Die Warnleuchten für gelbes Blinklicht mit einer Hauptabstrahlrichtung müssen nach der Kategorie X der 
in Anlage 1 zu dieser Vorschrift genannten Bestimmungen bauartgenehmigt sein, synchron blinken und im 
oberen Bereich des Fahrzeughecks symmetrisch zur Fahrzeuglängsachse angebracht werden. Die 
Bezugsachse der Leuchten muss parallel zur Standfläche des Fahrzeugs auf der Fahrbahn verlaufen. Das 
Heckwarnsystem muss unabhängig von der übrigen Fahrzeugbeleuchtung eingeschaltet werden können und 
darf nur im Stand oder bei Schrittgeschwindigkeit betrieben werden. Der Betrieb des Heckwarnsystems ist durch 
eine Kontrollleuchte im Fahrerhaus anzuzeigen. Es ist ein deutlich sichtbarer Hinweis anzubringen, dass das 
Heckwarnsystem nur zur Absicherung der Einsatzstelle verwendet werden und das Einschalten nur im Stand 
oder bei Schrittgeschwindigkeit erfolgen darf.“ 
 
 

- Absatz „3. Klasse T2“ (S. 103) 
Zur besseren Auffindbarkeit der Verweisung (falls z. B. das Dokument nach „ISO 789-6“ durchsucht wird) bitten 
wir um folgende Umformulierung: 
 
„Zugmaschinen auf Rädern mit einer Mindestspurweite von weniger als 1150 mm, einer Leermasse in 
fahrbereitem Zustand von mehr als 600 kg, einer Bodenfreiheit bis 600 mm; wenn der Quotient aus der Höhe 
des Schwerpunkts der Zugmaschine (bestimmt nach der Norm ISO 789-6:1982 und gemessen über dem 
Boden) und der mittleren Mindestspurweite der Achsen mehr als 0,90 beträgt, ist die bauartbedingte 
Höchstgeschwindigkeit auf 30 km/h begrenzt;“ 

 

- Abschnitt “Zu Absatz 2” (S. 271) 
 
Die Bezeichnung „Normblatt“ für DIN-Normen ist veraltet. Außerdem bitten darum, für datierte Verweisungen 
auf DIN-Normen durchgehend die Schreibweise DIN nnnn:jjjj-mm zu verwenden. 
Im konkreten Fall bitten wir also um folgende Änderung: 
 
„In Absatz 2 wurde die Art, Mindestmenge und Beschaffenheit des Erste-Hilfe-Materials auf die Norm DIN 
13164:2022-02 aktualisiert.“ 
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- Absatz „Zu § 41 (Besondere Rückhalteeinrichtungen)“ (S. 273) 

Zur besseren Auffindbarkeit der Verweisung (falls z. B. das Dokument nach „DIN 75078-2“ durchsucht wird) 
bitten wir um folgende Umformulierung: 
 
„Die Bau- und Ausrüstungsvorschriften für Sitze, Gurte und Gurtverankerungen des ehemaligen § 35a der 
vorher gültigen Fassung der StVZO sind entbehrlich, da dies mit der verpflichtenden Anwendung der 
harmonisierten Typgenehmigungs-Verordnungen (EU) 2018/858 oder (EU) Nr. 167/2013 oder (EU) Nr. 
168/2013 abgedeckt ist. Da die Herstellung von Fahrzeugen zur Beförderung von Rollstuhlfahrern meist durch 
Umrüstung bestehender Fahrzeuge erfolgt, verbleibt die Vorschrift mit der Möglichkeit zur alternativen 
Anwendung der nationalen Norm DIN 75078-2 (Kraftknoten).“ 

 

- Abschnitt „Zu Anlage 14 […]“, Absatz 5 (S. 288) 
 
In der STVO werden mit dem Vorschriftszeichen 268 Schneeketten vorgeschrieben. Die Ausführung von 
Schneeketten war bisher im § 37 der StVZO vorgegeben. Diese Vorgaben entfallen nun mit Ausnahme der 
Vorgabe, dass Schneeketten die Fahrbahn nicht beschädigen dürfen. Inzwischen wurden technische 
Anforderungen auf europäischer Normungsebene mit DIN EN 16662-1 geschaffen. Es wird deshalb als 
Notwendigkeit angesehen, in der Anlage 14, Punkt 5 zum §44 einen Leistungsnachweis für 
Schneeketten festzuschreiben. Schneeketten sollten daher die in dieser DIN EN-Norm definierten 
Leistungsanforderungen erfüllen. Der Nachweis sollte durch einen Prüfingenieur (Definition gemäß § 2, 
Punkt 24) erfolgen. Da keine DIN EN-Norm für Schneeketten für Nutzfahrzeuge besteht, ist die Zitierung 
der Ö-Norm V5119 ergänzend notwendig. Für Winterreifen bestehen Vorgaben entsprechend § 44, Abs. 3. 
Bei den Dokumenten ÖNORM V 5117 und ÖNORM V 5119 handelt es sich im Gegensatz zu DIN EN 16662-1 
nicht um Ergebnisse der Normungsarbeit auf europäischer Ebene (d. h. die unveränderte Übernahme von 
Dokumenten der europäischen Normungsorganisationen CEN, CENELEC und ETSI in die jeweiligen nationalen 
Normenwerke), sondern um rein nationale österreichische Normen. Als solche sind sie kein Teil des Deutschen 
Normenwerks. 
 
Wir bitten daher um folgende Umformulierung: 
 
„Die Anforderungen an Schneeketten werden aus dem § 37 Absatz 2 der bisherigen Fassung der StVZO 
übernommen und angepasst. Konstruktive Bauvorschriften an Schneeketten, die zum größten Teil noch aus 
der Fassung der StVZO von 1937 stammen, wurden herausgenommen, da für Schneeketten inzwischen 
Anforderungen auf europäischer Normungsebene (z.B. DIN EN 16662-1) und nationaler österreichischer 
Normungsebene (ÖNORM V 5117 oder ÖNORM V 5119) geschaffen wurden, die durch die zuständigen 
Normungsausschüsse fortlaufend an den Stand der Technik angepasst werden.“ 
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- Zu Anlage 1, §57 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 
 
Bitte um Hinzufügen von:  
 
„ECE Regelung Nr. 150 (…)“ 
 
 

- Anlage 1, §57 Absatz 5, Satz 1, Nummer 2 
 
Bitte um Hinzufügen von: 
 
„ECE Regelung Nr. 150 (…)“ 
 
 

- Anlage 1, §57 Absatz 5, Satz 1, Nummer 3 
 
Bitte um Hinzufügen von: 
 
„ECE Regelung Nr. 150 (…) sowie DIN 14502-3:2022 „Feuerwehrfahrzeuge - Teil 3: Farbgebung und 
besondere Kennzeichnungen“ (…)“ 
 
 

- Beispielkatalog, mehrere Stellen 
 
Der DIN Normenausschuss NA 176-06-07 AA „Kraftfahrzeuge zur Beförderung mobilitätsbehinderter Personen“ 
weist darauf hin, dass der Begriff „Behindertenumbau“ nicht dem heutigen Sprachgebrauch von Betroffenen 
entspricht, und bittet um Änderung in „Umbau für Menschen mit Behinderungen“.  
 
 

- Anlage 8 (zu §14), 1.2, 1.2.3 
 
Der DIN Normenausschuss NA 176-06-07 AA „Kraftfahrzeuge zur Beförderung mobilitätsbehinderter Personen“ 
weist darauf hin, dass der Begriff „Behinderten-Transportfahrzeuge“ nicht dem heutigen Sprachgebrauch von 
Betroffenen entspricht (siehe DIN 75078-Reihe), und bittet um Änderung in „Kraftfahrzeuge zur Beförderung 
mobilitätsbehinderter Personen (KMP)“. 
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Nachtrag zu Anforderungen an Krankenkraftwagen 

Der DIN Arbeitsausschuss NA 176-07-01 AA bearbeitet die Anforderungen an Krankenkraftwagen und 
deren medizintechnischer Ausstattung, unter anderem die Anforderungen für Krankenkraftwagen (DIN EN 
1789) sowie Notarzteinsatzfahrzeuge (DIN 75079). Diese Normen werden durch direkte Verweisungen oder 
Generalklauseln in den Landesrettungsdienstgesetzen in mehreren Bundesländern verbindlich (z.B. § 12 
SHRDG, MBl. NRW. 2018 S. 28). Zudem ist DIN EN 1789 durch die Verweisung aus Anhang 1 in der 
Verordnung (EU) 2018/858 für die straßenverkehrsrechtliche Prüfung und Zulassung des Patientenraums 
verbindlich. 
 
In der aktualisierten Ausgabe der DIN EN 1789:2020 (Rettungsdienstfahrzeuge und deren Ausrüstung — 
Krankenkraftwagen) ist im europäischen Konsens beschlossen worden, dass Krankenkraftwagentypen B 
und C (Notfallkrankenwagen und Rettungswagen) mit zusätzlichen Warnlampen vorne, an den Seiten des 
Fahrzeugs (vordere und hintere Ecke) und hinten ausgerüstet werden sollen, um „die Verkehrssicherheit 
und hohe Sichtbarkeit bei starkem Verkehr sicherzustellen“ (Abschnitt 4.2.5.2). Diese Leuchten sind in der 
bisherigen Fassung der StVZO nicht zulässig und gehören mit aufgenommen. 
 
Weiterhin ist zu beachten, dass es sich bei mit blauem Blinklicht ausgestatteten Fahrzeugen im Regelfall 
um Arbeitsplätze handelt. Die Vorgaben der Arbeitsschutz-Rahmenrichtlinie (89/391/EWG) sowie 
Arbeitsschutzprinzipien und – Erkenntnisse aus z.B. der Arbeitsstättenverordnung sind ebenfalls zu 
beachten. Auch aus dieser Perspektive ist eine „sichere“ Ausgestaltung des Arbeitsmittels 
„Einsatzfahrzeug“ notwendig, um den Beschäftigten eine risikoarme Tätigkeit im öffentlichen 
Straßenverkehr zu ermöglichen. 
 
Bei der sicheren Gestaltung von Fahrzeugen ist vor allem auch der Stand der Technik zu berücksichtigen. 
Die Anforderungen der aktuellen StVZO bleiben hinter diesem zurück und verhindern, dass ein Arbeitgeber 
seinen Verpflichtungen bei der Auswahl von Arbeitsmitteln gemäß Betriebssicherheitsverordnung 
(BetrSichV) und der Richtlinie über Mindestvorschriften für die Sicherheit und den Gesundheitsschutz bei 
der Benutzung von Arbeitsmitteln (2009/104/EG., u.a. Anhang I, Abs. 2.11), nachkommen kann. 
 
 
Im Folgenden hat der Arbeitsausschuss die Entwurfsfassung um Vorschläge ergänzt, die aus seiner Sicht zu 
einer zeitgemäßen Überarbeitung mit aufgenommen gehören (s. auch direkte Eingaben in den Entwurfstext 
in der Anlage): 
 

- Einsatzfahrzeuge verfügen oft über Arbeitsscheinwerfer, die als Umfeldbeleuchtung vorgesehen 
sind. Diese sollen und müssen auch zur Auffindung von Einsatzstellen, z. B. zur Hausnummernsuche 
nutzbar sein. Suchscheinwerfer nach § 58 Abs. 4 Nr. 8 sind hierfür nicht praktikabel (Blendung im 
Fahrerhaus, verstellbare / fernbedienbare Lösungen sind zu langsam), zudem ist die Stückzahl auf 1 
limitiert. 

 
- Rückwärtige Arbeitsscheinwerfer können als zusätzliche Rückfahrscheinwerfer genutzt werden 

 
- Klarstellung, dass auch alle Fahrzeuge nach § 58 (1) mit fluoreszierenden und retroreflektierenden 

Materialien ausgerüstet werden dürfen. Hierfür sind bisher 16 unterschiedliche 
Ausnahmegenehmigungen der Bundesländer erforderlich. 
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- Aufnahme der Zulässigkeit der Nutzung von Warnblinkanlagen in Einsatzsituationen, um den 
anderen Verkehrsteilnehmern die besondere Gefahr anzuzeigen, die das Einsatzfahrzeug im 
Augenblick für die anderen Verkehrsteilnehmern darstellt 

 
- Es besteht die Notwendigkeit für grüne und rote Kennleuchten in Parksituationen an insbesondere 

größeren Einsatzstellen für besondere Funktionen (länderspezifisch unterschiedlich: Einsatzleitung 
Feuerwehr, Einsatzleitung Rettungsdienst, Atemschutzüberwachung etc.) zur einfachen 
Erkennbarkeit durch Einsatzkräfte zu nutzen. Eine Nutzbarkeit während der Fahrt kann jedoch 
ausgeschlossen werden. 

 
- Ergänzende Fahrtrichtungsanzeiger (oben angebaut), nach vorne und nach hinten wirkend können 

die Sicherheit erhöhen, in dem das Einsatzfahrzeug seine gewünschte Fahrtrichtung besser und 
eindeutiger kommunizieren kann. 

 
- Von außen sichtbare, ggf. beleuchtete Schilder (ähnlich Signalgeber), beispielsweise für 

Funkrufnamen oder Sonderfunktionen. Dieses kann die Leuchte nach § 58 Abs. 4 Nr. 1 ersetzen. 
 

- In § 58 (4) ist die Anerkennung im Fahrzeugschein als Krankenkraftwagen gefordert. Dieser Begriff 
bezieht sich noch auf die alte, nationale Zulassungsart „SO. KFZ Krankenkraftwagen“. Diese 
Zulassungsart wird ersetzt durch die europäische Zulassungsklasse „M1 SC“. Es ist unklar, ob hier 
eine begriffliche Anpassung erforderlich ist 

 
- Aus unserer Sicht ist die Notwendigkeit des „Arztschildes“ in § 58 Abs. 4 Nr. 2 unklar. Dieser Passus 

könnte gestrichen werden, da keine Erwähnung in §§ 35 / 38 StVO erfolgt. 
 

- Unklar sind bisher die Anforderungen des Halbsatzes „falls sie als solche außen deutlich sichtbar 
gekennzeichnet sind“ in § 58 (1) StVZO. Diese gehören konkretisiert, z. B. in der Technischen 
Richtlinie zur Geometrischen Sichtbarkeit, damit es nicht zu 16 unterschiedlichen, individuellen 
Auslegungen der Bundesländer kommt. 
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(5) Die Kennzeichnung von  

1. Fahrzeugen der Klassen M, N, O und T und für mobile Maschinen, die bauartbedingt 
nicht schneller als 40 km/h fahren können mit einer dreieckigen Tafel mit abgeflachten 
Ecken, die der in Anlage 1 zu dieser Vorschrift genannten Bestimmung entspricht,  

2. Gelenkfahrzeugen der Klassen II und III der Klasse M, Fahrzeugen der Klasse N2 mit 
einer zulässigen Gesamtmasse von mehr als 7,5 t und N3 außer Sattelzugmaschinen, 
Fahrzeugen der Klassen O1, O2 und O3 mit einer Länge von mehr als 8,0 m und Fahr-
zeugen der Klasse O4 mit rechteckigen Tafeln, die der in Anlage 1 zu dieser Vorschrift 
genannten Bestimmung entsprechen und 

3. Kraftfahrzeugen, die nach § 58 Absatz 1 mit Warnleuchten für blaues Blinklicht in Form 
eines Rundumlichts ausgerüstet sind, mit retroreflektierenden Materialien, die den in 
Anlage 1 zu dieser Vorschrift genannten Bestimmungen entsprechen, 

ist zulässig. 

Bei den Fahrzeugklassen N2, N3, O3 undO4 ist in Verbindung mit der Konturmarkierung 
nach Maßgabe der UN-Regelung Nummer 48 Werbung auch aus andersfarbigen retrore-
flektierenden Materialien auf den Seitenflächen der Fahrzeuge zulässig, die den in Anlage 
1 zu dieser Vorschrift genannten Bestimmungen entspricht. 

§ 58 

Warnleuchten, zusätzliche Scheinwerfer und Leuchten 

(1) Mit einer oder, wenn die horizontale und vertikale Sichtbarkeit (geometrische Sicht-
barkeit) es für die Rundumwirkung (360°) erfordert, mehreren Warnleuchten1 für blaues 
Blinklicht dürfen ausgerüstet sein: 

1. Kraftfahrzeuge sowie Anhänger, die dem Vollzugsdienst der Polizei, der Militärpolizei, 
der Bundespolizei, des Zolldienstes, des Bundesamtes für Logistik und Mobilität oder 
der Bundesstelle für Flugunfalluntersuchung dienen, insbesondere Kommando-, Strei-
fen-, Mannschaftstransport-, Verkehrsunfall-, Mordkommissionsfahrzeuge, 

2. Einsatz- und Kommando-Kraftfahrzeuge sowie Anhänger der Feuerwehren und der 
anderen Einheiten und Einrichtungen des Zivil- und Katastrophenschutzes und des 
Rettungsdienstes, falls sie als solche außen deutlich sichtbar gekennzeichnet sind, 

3. Kraftfahrzeuge, die nach dem Fahrzeugschein als Unfallhilfswagen öffentlicher Ver-
kehrsbetriebe mit spurgeführten Fahrzeugen, einschließlich Oberleitungsomnibussen, 
anerkannt sind, falls sie als solche außen deutlich sichtbar gekennzeichnet sind und 

4. Kraftfahrzeuge des Rettungsdienstes, die für Krankentransport oder Notfallrettung be-
sonders eingerichtet und nach dem Fahrzeugschein als Krankenkraftwagen anerkannt 
sind, falls sie als solche außen deutlich sichtbar gekennzeichnet sind. 

 
1 Die Warnleuchten bestehen aus T- oder HT-Leuchten nach ECE R65. Diese können mit zusätzlichen inte-

grierten Komponenten ergänzt werden, sofern die Vorgaben der ECE R65 weiter eingehalten werden 
(insbesondere zulässige Lichtstärke) 
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Ergänzend zu den Warnleuchten für blaues Blinklicht dürfen fluoreszierende und retro-
reflektierende Farben2 verwendet werden. 

Je ein Paar Warnleuchten für blaues Blinklicht mit einer Hauptabstrahlrichtung nach vorne 
oder nach hinten sind an Kraftfahrzeugen nach Satz 1 zulässig, jedoch bei mehrspurigen 
Fahrzeugen nur in Verbindung mit Warnleuchten für blaues Blinklicht. 

Zusätzliche Warnleuchten oder ein voneinander abhängiges Leuchtensystem3 für 
blaues Blinklicht der Kategorie HT2  vorne oder4 hinten sind an mehrspurigen Kraft-
fahrzeugen nach Satz 1 sind zulässig.  Die Anbauhöhe soll mindestens 350 mm 
bei Fahrzeugen der Kategorie M1/N1 und bei hiervon abgeleiteten Fahrzeugen mit 
besonderer Zweckbestimmung und mindestens 500 mm bei allen anderen Fahr-
zeugen, betragen. 
 
Zusätzliche Warnleuchten für blaues Blinklicht mit einer Hauptabstrahlrichtung 
nach TA Nummer 13a (Blitzlicht-Scheinwerfer) zentral über der Windschutz-
scheibe oder paarweise symmetrisch zur Fahrzeuglängsmittelebene oberhalb der 
Windschutzscheibe angebracht und zur Verwendung auf Schnellstraßen mit ge-
trennten Richtungsfahrbahnen sind an mehrspurigen Kraftfahrzeugen nach Satz 1 
zulässig 
 
Zusätzliche Warnleuchten für blaues Blinklicht der Kategorie X5 mit einer Hauptab-
strahlrichtung zur Seite sind an mehrspurigen Kraftfahrzeugen nach Satz 1 mit ei-
ner Länge von mehr als 6 Metern sind zulässig. Ein Mindestabstand von 3 m zu 
Fahrzeugvorder- bzw. -hinterkante ist einzuhalten. Die Anbauhöhe muss mindes-
tens 2500 mm betragen. Wiederholungen sind zulässig, wenn ein Mindestabstand 
von 3 m zwischen den Warnleuchten gegeben ist.6  

 
Zusätzliche ausfahrbare Warnleuchten für blaues Blinklicht an Masten (z.B. Licht-
mast) zur Kennzeichnung einer Einsatzstelle sind zulässig. Die elektrische Schal-
tung ist so auszuführen, dass diese nur im Stand und bei ausgefahrenem Mast in 
Betrieb gesetzt werden können. 

Zusätzliche Warnleuchten für blaues Blinklicht der Kategorie HT oder der Katego-
rie T sind zur Sicherstellung der 360 ° Rundumsichtbarkeit an Anbauteilen, die 
über die Fahrzeugfront hinausragen (z.B. Drehleiterkörbe, Teleskopmasten), zu-
lässig. 
 

Nach hinten wirkende Warnleuchten dürfen bei Kolonnenfahrten vorrübergehend ab-
geschaltet werden (dies gilt nicht für das letzte Fahrzeug der Kolonne). 
 

 

 
2 Hierzu zählen auch Farben und Folien, die lediglich in Anlehnung der Vorgaben der ECE R104 entsprechen. 

Die Gleichwertigkeit wird durch den aaS bei der Abnahme bewertet. Auch Folien bspw. nach französi-
schen TPESC B Vorgaben fallen hierunter 

3 Ein „voneinander abhängiges Leuchtensystem“ ist im Sinne dieser Anforderungen eine Anordnung von zwei 
oder mehreren voneinander abhängigen Leuchten, die die gleiche Funktion erfüllen und eine gemein-
same Genehmigung haben. 

4 Anmerkung: „oder“ schließt „und“ ein 
 
5 nach UN-Regelung Nummer 65 
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(2) Kraftfahrzeuge des Vollzugsdienstes der Militärpolizei, der Polizeien des Bundes 
und der Länder sowie des Zolldienstes dürfen folgende Warnleuchten und Signalgeber ha-
ben: 

1. Anhaltesignal, 

2. nach vorn wirkende Signalgeber für rote Lichtschrift sowie  

3. nach hinten wirkende Signalgeber für rote oder gelbe Lichtschrift. 

Kraftfahrzeuge des Vollzugsdienstes des Bundesamtes für Logistik und Mobilität dürfen mit 
einem nach hinten wirkenden Signalgeber für rote Lichtschrift ausgerüstet sein. Die Warn-
leuchten für rotes Blinklicht und blaues Blinklicht dürfen nicht gemeinsam betrieben werden 
können. Ergänzend zu den Signalgebern dürfen fluoreszierende oder retroreflektierende 
Folien verwendet werden.  

(3) Mit einer oder, wenn die geometrische Sichtbarkeit es erfordert, mehreren Warn-
leuchten für gelbes Blinklicht – Rundumlicht – dürfen ausgerüstet sein: 

1. Fahrzeuge, die dem Bau, der Unterhaltung oder Reinigung von Straßen oder von An-
lagen im Straßenraum oder die der Müllabfuhr dienen und durch rot-weiße Warnmar-
kierungen als Sicherheitskennzeichnung, die dem Normblatt DIN 30710, Ausgabe 
März 1990, entsprechen müssen, gekennzeichnet sind, 

2. Kraftfahrzeuge, die nach ihrer Bauart oder Einrichtung zur Pannenhilfe geeignet und 
nach dem Fahrzeugschein als Pannenhilfsfahrzeug anerkannt sind, 

3. Fahrzeuge mit ungewöhnlicher Breite oder Länge oder Fahrzeuge, die für den Trans-
port ungewöhnlich breiter oder langer Ladung vorgesehen sind, sofern die genehmi-
gende Behörde die Führung der Warnleuchten vorgeschrieben hat, 

4. Fahrzeuge, die aufgrund ihrer Ausrüstung als Schwer- oder Großraumtransport-Be-
gleitfahrzeuge ausgerüstet und nach dem Fahrzeugschein anerkannt sind und 

5. Fahrzeuge der Bodendienste von Flugplätzen oder der behördlichen Luftaufsicht. 

Die Zulassungsbehörde kann bei Fahrzeugen nach Nummer 2 zur Vorbereitung ihrer Ent-
scheidung die Beibringung des Gutachtens eines amtlich anerkannten Sachverständigen 
oder Prüfers für den Kraftfahrzeugverkehr darüber anordnen, ob das Kraftfahrzeug nach 
seiner Bauart oder Einrichtung zur Pannenhilfe geeignet ist. Die Anerkennung ist nur zuläs-
sig für Fahrzeuge von Betrieben, die gewerblich oder innerbetrieblich Pannenhilfe leisten, 
von Automobilclubs und von Verbänden des Verkehrsgewerbes und der Autoversicherer. 
Andere Begleitfahrzeuge als solche nach Satz 1 Nummer 4 dürfen mit abnehmbaren Warn-
leuchten ausgerüstet sein, sofern die genehmigende Behörde die Führung der Warnleuch-
ten vorgeschrieben hat. 

(4) Die Ausrüstung mit den folgenden Scheinwerfern und Leuchten ist zulässig für: 

1. Krankenkraftwagen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 dürfen mit einer nur nach vorn 
wirkenden besonderen Beleuchtungseinrichtung ausgerüstet sein, um den Verwen-
dungszweck des Fahrzeugs kenntlich zu machen. Die Beleuchtungseinrichtung darf 
keine Scheinwerferwirkung haben. 

2. Kraftfahrzeuge, in denen ein Arzt zur Hilfeleistung in Notfällen unterwegs ist, dürfen 
während des Einsatzes mit einem auf dem Dach angebrachten nach vorn und nach 
hinten wirkenden Schild mit der in schwarzer Farbe auf gelbem Grund versehenen Auf-
schrift „Arzt Notfalleinsatz“ ausgerüstet sein, das gelbes Blinklicht ausstrahlt; dies gilt 
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nur, wenn der Arzt zum Führen des Schildes berechtigt ist. Die Berechtigung zum Füh-
ren des Schildes erteilt auf Antrag die Zulassungsbehörde; sie entscheidet nach Anhö-
rung der zuständigen Ärztekammer. Der Berechtigte erhält hierüber eine Bescheini-
gung, die während der Einsatzfahrt mitzuführen und zuständigen Personen auf Verlan-
gen zur Prüfung auszuhändigen ist. 

3. Mehrspurige Fahrzeuge dürfen mit einer oder mehreren Leuchten zur Beleuchtung von 
Arbeitsgeräten und Arbeitsstellen (Arbeitsscheinwerfer) ausgerüstet sein. Arbeits-
scheinwerfer dürfen nicht während der Fahrt benutzt werden. An Fahrzeugen, die dem 
Bau, der Unterhaltung oder der Reinigung von Straßen oder Anlagen im Straßenraum 
,der Müllabfuhr dienen oder Fahrzeuge die mit Warnleuchten für blaues Blinklicht nach 
Absatz 1 ausgerüstet sind, dürfen Arbeitsscheinwerfer abweichend von Satz 2 auch 
während der Fahrt eingeschaltet sein, wenn die Fahrt zum Arbeitsvorgang gehört. Ar-
beitsscheinwerfer dürfen nur dann eingeschaltet werden, wenn sie andere Verkehrs-
teilnehmer nicht blenden. 

4. Kraftfahrzeuge dürfen mit Türsicherungsleuchten für rotes Licht, die beim Öffnen der 
Fahrzeugtüren nach rückwärts leuchten, ausgerüstet sein; für den gleichen Zweck dür-
fen auch rote rückstrahlende Mittel verwendet werden. 

5. Wohnwagen und Wohnmobilen dürfen mit Vorzeltleuchten ausgerüstet sein. Sie dürfen 
nicht während der Fahrt benutzt und nur dann eingeschaltet werden, wenn nicht zu 
erwarten ist, dass sie Verkehrsteilnehmer auf öffentlichen Straßen blenden.  

6. Kraftfahrzeuge nach Absatz 1 Nummer 4 dürfen mit fluoreszierende oder retroreflek-
tierende Farben ausgerüstet sein. (Anmerkung: Für alle Fahrzeuge nach Abs. 1, nicht 
nur Nummer 4)  

7. Kraftfahrzeuge nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 2 und 4 dürfen zusätzlich zu Warn-
leuchten für blaues Blinklicht – Rundumlicht – und Warnleuchten für blaues Blinklicht 
mit einer Hauptabstrahlrichtung nach vorne sowie den weiteren Ergänzungsmöglich-
keiten mit einem Heckwarnsystem bestehend aus höchstens drei Paar horizontal nach 
hinten wirkenden Leuchten für gelbes Blinklicht ausgerüstet sein. Die Warnleuchten für 
gelbes Blinklicht mit einer Hauptabstrahlrichtung müssen nach der Kategorie X der in 
Anlage 1 zu dieser Vorschrift genannten Bestimmungen bauartgenehmigt sein, syn-
chron blinken und im oberen Bereich des Fahrzeughecks symmetrisch zur Fahr-
zeuglängsachse angebracht werden. Die Bezugsachse der Leuchten muss parallel zur 
Standfläche des Fahrzeugs auf der Fahrbahn verlaufen. Das Heckwarnsystem muss 
unabhängig von der übrigen Fahrzeugbeleuchtung eingeschaltet werden können und 
darf nur im Stand oder bei Schrittgeschwindigkeit betrieben werden. Der Betrieb des 
Heckwarnsystems ist durch eine Kontrollleuchte im Fahrerhaus anzuzeigen. Es ist ein 
deutlich sichtbarer Hinweis anzubringen, dass das Heckwarnsystem nur zur Absiche-
rung der Einsatzstelle verwendet werden und das Einschalten nur im Stand oder bei 
Schrittgeschwindigkeit erfolgen darf. Der Hinweis kann entfallen, wenn durch eine tech-
nische Schaltung ein Fehlbetrieb ausgeschlossen werden kann. 

8. Kraftfahrzeuge dürfen mit einem Suchscheinwerfer für weißes Licht ausgerüstet sein. 
Die Leistungsaufnahme darf nicht mehr als 35 W betragen. Er darf nur zugleich mit den 
Schlussleuchten und der Kennzeichenbeleuchtung einschaltbar sein. 

9. Fahrzeuge der Bundeswehr, der Bundespolizei, der Polizei, des Zolldienstes des Zivil- 
und Katastrophenschutzes dürfen zusätzlich mit den zum Tarnlichtkreis gehörenden 
Leuchten – Tarnscheinwerfer, Tarnschlussleuchten, Abstandsleuchten und Tarn-
bremsleuchten – versehen sein. Die Tarnleuchten dürfen nur einschaltbar sein, wenn 
die übrige Fahrzeugbeleuchtung abgeschaltet ist. 

hat gelöscht: oder 

hat gelöscht: m

hat gelöscht: horizontal umlaufenden Streifen in 
leuchtrot nach DIN 6164, Teil 1, Ausgabe Feb-
ruar 1980,…
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10. Einsatzleitfahrzeuge der Feuerwehren, des Zivil- und Katastrophenschutzes sowie des 
Rettungsdienstes dürfen zusätzlich mit einer roten Warnleuchte nach UN-Regelung 
Nummer 65 der Kategorie T versehen sein. Eine Nutzung ist ausschließlich in einer 
Parksituation zulässig. 

11. Fahrzeuge nach Abs. 1 dürfen mit zusätzlichen Fahrtrichtungsanzeigern (nach vorne 
und nach hinten wirkend) ausgerüstet sein. 

§ 59 

Ausrüstung und Kenntlichmachung von Anbaugeräten 

(1) Anbaugeräte, die seitlich mehr als 400 mm über den äußersten Punkt der leuch-
tenden Flächen der Begrenzungs- oder der Schlussleuchten des Fahrzeugs hinausragen, 
müssen mit Begrenzungsleuchten, Schlussleuchten und Rückstrahlern ausgerüstet sein. 
Die Leuchten müssen so angebracht sein, dass der äußerste Punkt ihrer leuchtenden Flä-
che nicht mehr als 400 mm von der äußersten Begrenzung des Anbaugeräts und der 
höchste Punkt der leuchtenden Fläche nicht mehr als 1 500 mm von der Fahrbahn entfernt 
sind. Der äußerste Punkt der leuchtenden Fläche der Rückstrahler darf nicht mehr als 
400 mm von der äußersten Begrenzung des Anbaugeräts, der höchste Punkt der leuchten-
den Fläche nicht mehr als 900 mm von der Fahrbahn entfernt sein. Die Leuchten und die 
Rückstrahler dürfen außerhalb der Zeit, in der es nach Maßgabe von § 17 Absatz 1 der 
Straßenverkehrs-Ordnung vorgeschrieben ist Beleuchtungseinrichtungen benutzen, abge-
nommen sein; sie müssen im oder am Fahrzeug mitgeführt werden. 

(2) Anbaugeräte, deren äußerstes Ende mehr als 1 000 mm über die Schlussleuchten 
des Fahrzeugs nach hinten hinausragt, müssen mit einer Schlussleuchte und einem Rück-
strahler ausgerüstet sein. Schlussleuchte und Rückstrahler müssen möglichst am äußers-
ten Ende des Anbaugeräts und möglichst in der Fahrzeuglängsmittelebene angebracht 
sein. Der höchste Punkt der leuchtenden Fläche der Schlussleuchte darf nicht mehr als 
1 500 mm und der des Rückstrahlers nicht mehr als 900 mm von der Fahrbahn entfernt 
sein. Schlussleuchte und Rückstrahler dürfen außerhalb der Zeit, in der es nach Maßgabe 
von § 17 Absatz 1 der Straßenverkehrs-Ordnung vorgeschrieben ist Beleuchtungseinrich-
tungen benutzen, abgenommen sein; sie müssen im oder am Fahrzeug mitgeführt werden. 

(3) Anbaugeräte nach Absatz 1 müssen ständig nach vorn und hinten, Anbaugeräte 
nach Absatz 2 müssen ständig nach hinten durch Park-Warntafeln nach § 57 oder durch 
Folien oder Tafeln nach DIN 11030, Ausgabe September 1994, kenntlich gemacht werden. 
Diese Tafeln, deren Streifen nach außen und nach unten verlaufen müssen, brauchen nicht 
fest am Anbaugerät angebracht zu sein. 

§ 60 

Ausrüstung und Kenntlichmachung von Hubladebühnen 

(1) Hubladebühnen und ähnliche Einrichtungen, außer solchen an Kraftomnibussen, 
müssen während ihres Betriebs durch zwei Blinkleuchten für gelbes Licht mit einer Licht-
stärke von nicht weniger als 50 cd und nicht mehr als 500 cd und mit gut sichtbaren rot-
weißen Warnmarkierungen kenntlich gemacht werden. Die Blinkleuchten und die Warnmar-
kierungen müssen – bezogen auf die Arbeitsstellung der Einrichtung – möglichst am hinte-
ren Ende und soweit außen wie möglich angebracht sein.  
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